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werkn btt sech«gcspa!tcne Pelitzn'lt ober beten Raum mit 30 4, für ben ArbcitSmarkt, vcr-

nticthuugS- uub Familicnauzcigctt mit 20 4 berechnet.
Attzeigcn-Auuahmk in ber Expedition (bis 6 Uhr Abds.), sowie in sammt!, rlnnoncen-vüreaux

Rebaktion und Expedition: ©roste Tljcnterfirnftc 44 in Homb»ra.

Da« „Hamburger Echo" erscheint täglich, außer Montag«.
Der Abouncmeatsprcis (mH. „Die Neue Welt") beträgt: burch bie Post bezogen (Nr. be« Post,
katalog« L04I) ohne SBringegelb vierteljährlich 3L 4,20; burch bie Solportöre wochentl. 36 4 frei in «Hau«.
Einzelne Nummer 6 4.' Sonntags-Nummer mit illustr. Sonntags-Beilage „Die Neue Welt" 10 4.

Berantwortlicher Redaktör: R. Stenzel in Hamburg.

Hierzu eine Beilage.

Kein Stikstllllh.

Im März 1890 tagte in Berlin bekanntlich bie von
Kaiser Wilhelm II. einberufene und von 15 europäi-
schen Staaten beschickte Arbeiterschutzkonserenz.
Dieselbe beschäftigte sich mit ber Frage der inter-
nationalen Arbeiterschutzgesetzgebung
und einigte sich dahin, eine Reihe von Schntzbestimmungen
den enropäischen Regierungen zur Durchführung zu em-
pfehlen. Diese Bestimmungen blieben natürlich sehr weit
hinter den Forderungen zurück, welche die organisirten
Arbeiter der Kulturwelt an die gesetzgebenden Faktoren
zu stellen Pflegen. Indessen wurde es allerseits als ein
Fortschritt erachtet, daß bie europäischen Regierungen sich
einmal ernsthaft mit der Frage einer gemeinsamen, inter-
nationalen Arbeiterschutzgesetzgebung und deren Durch-
führbarkeit beschäftigt hatten. Die Konferenz selbst fügte
ihrem Schliißprotokoll vom 29. März 1890 folgende
Bemerkung an:

„Es ist wüiischeuswerth, daß die Berathungen bet
betheiligten Staaten erneuert werde», um sich gegen-
seitig die Beobachtungen mltzutheilen, welche sich bei
Prüfung der Kolisereiizbeschlüsse ergeben haben, und um
zu prüfen, ob eS angemessen sei, jene Beschlüsse abzu-
äudern oder zu ergänzen."

Ueber sechs Jahre sind seitdem ^»gegangen, aber
keine Regierung von den fünfzehn betheiligten hat sich
geäußert, daß es für sie wüuscheuswerth sei, die Be-
rathungen zu erneuern. Bismarck, dessen Sturz
grabe in jener Zeit erfolgte, während in Berlin die
Arbeiterschutzkonserenz stattfand, erklärte hinterher, daß
er mit der Sozialpolitik des Kaisers nicht einverstanden
gewesen sei, wie man auch leicht begreifen kann, daß die
Anschauungen Bismarcks einer internationalen Arbeiter-
schiitzgesetzgebuug feindlich sind. Die Staatsmänner der
übrigen Staaten scheinen die Bedeutung der Frage" auch
nicht hinlänglich gewürdigt zu haben; insonderheit hatte
der mächtigste Industrie- und HandelSstaat der Welt,
England, in Sir John Gorst einen Vertreter auf die
Konferenz gesandt, dem alles Verständniß für die vor-
liegende» jFragen gefehlt zu haben scheint. Doch wie
dem sei — die Konferenz hat sich getrennt, ohne daß
ihre Arbeite» eine direkte Einwirkung auf die Gesetz-
gebung hatte». Wohl habe» sich die einzelnen Staaten
inzwischen mehrfach mit Arbeiterschutzgesetzen beschäftigt,
aber der Versuch einer internationalen Verständigung ist
nicht wieder aufgenommeu worden.

Er ist sicherlich nicht-für immer gescheitert, aber es
giebt Leute, die das wünsche». I» Bezug aus die
Arbeiterschutzzesetzgebttug hat sich die Auffassung so
mancher Kreise geändert, und namentlich waren die
jüngste», auf diesen Gegenstand bezüglichen Auslassmigeu
der „Norddeutschen Allgemeine» Zeitung" sehr be-
zeichnend. Ma» kann von einem solchen Blatte, das
alle» Negierungen dient, ganz gewiß keine philosophische
Unwandelbarkeit der Ansichten verlange»; aber grabe
dieses offiziöse Blatt, das früher das Bische» Arbeiter-
schütz, das wir im Reiche habe», als eine segensreiche
Errungenschaft nicht hoch genug preisen konnte, hat
jüngst die ganze Arbeiterschutzgesetzgebniig als für die
Sozialdemokratie förderlich und darum gefährlich be-
zeichnet. Auch andere Organe sprachen solche An-
schauungen aus. Es ist ja seit längerer Zeit bekannt,
daß in den „staatsmännischen" Kreisen ein Umschlag ein«
getreten ist; die Unternehmer und Großkapitalisteii, die
stets in’« Schwärzeste malten, 1neust de» Arbeitern nur
die geringste» Zugeständnisse gemacht wurden, scheine»
wieder bei de» Regierungen mehr Gehör gefunden zu
habe» mit ihrer alte» Klage, sie könnte» in Folge der
Sozialgesetzgebung die Konkurrenz des Auslandes »ich
mehr anshalte». Daß diese Leute gegen jede nationale
und internationale Schutzgesetzgebung sind, versteht sich
von selber. Bismarck, der Millionärzüchter, hat dem
seiner Zeit genügend Ausdruck gegeben. Wir wußten
auch wohl, daß die Bourgeoisie aller Säuber alle Hebel
in Bewegung setze» würde, um die Durchsührnug einet
internationalen Arbeiterfchiitzgesetzgebiing zu vereitel».
Es scheint ihr das auch vorläufig geglückt zu sei». Diese
Kapitalisten, die am liebste» einige Millionen chinesischer
Kulis nach Europa importireu würden, um die ihnen
immer »och zu theure» einheimischen Arbeitskräfte lahm
zu lege», werde» immer Todfeinde des Arbeiterschutzes
fein, sobald derselbe ernsthaft werde» soll.

Aber ganz so stumm wird es i» ber Frage boch
nicht werden, wie eS die koalirte AuSbeuterschaft aller
Länder wünscht. Der Schweizer Nationalrat h
hat die Sache neuerdings augeschuitte» und in Gemein-
schaft mit dem Stäuderath die schweizerische Bundes-
regicrnng aufgefordert, die Verhandlungen über eine
internationale Regelung des Arbeiterschutzes wieder aus-
zunehuien. Bekanntlich ist von der Schweiz ans über-
haupt die erste Anregung zu einem internationalen Vor-
gehen ansgegaiigen, und zwar schon vor etwa 20 Jahren.

Ma» darf wohl ermatten, daß der Bundesrath der
Eidgeuosseiischast der Anregung der Volksvertretung
Folge leisten wird.

Inzwischen ist der bekannte demokratische Sozial-
Politiker und St. Galleuer NegieruiigSrath Theodor
Eurti mit einem neuen bestimmten Vorschlag hervor-
getreten, der die Errichtung eine« internationalen
ArbeiterschiitzaulteS bezweckt.

ES soll eine internationale Behörde eingesetzt werden,
die zunächst alleS aus die Arbeiterschutzgesetzgebung bezüg-
liche Material auS alle» Länder» zu sammel» und
der weiteste» Oesfeutlichkeit zugäuglich zu mache» hat.
Alle bezügliche» Gesetze, GerichtSurtheile 11. s. w. solle»
inbegriffen fein. Soda»» soll das Schutzamt eineu regel-
mäßigen Jahresbericht herauSgebe». Dau» soll
es als eine allgemeine AuSkunftS - und Vermitt-
lungsstelle diene». lind schließlich soll eS den
Mittelpunkt für einen regelmäßig abznhalteude» Kon-
g r e 6 bilde», ber von ben Vertretern der betheiligten
Staate», von Parlamentarier» u. s. w. besucht werde»
soll und dessen Verhandlungen wieder Aiiregmige» für die
Weiterbildung des Arbeiterschutzes in allen Länder»
liefern solle». Auf diesem Wege hofft man zu einem


